
Wie glaubwürdig ist unsere Politik? 

Als langjähriger Bürger der Stadt Neu-Anspach stelle ich mir heute die dringende Frage, was ich der 
Politik, vertreten durch unseren Bürgermeister Klaus Hoffmann noch glauben kann? 
In den letzten Monaten wurden so viele, teils widersprüchliche Aussagen gemacht, dass mir 
schwindelig ist und ich beim besten Willen nicht mehr erkennen kann, ob das, was gestern behauptet 
wurde, heute noch Gültigkeit hat. Bereits im November auf der Bürgerinfo der Stadt leitete unser 
Stadtoberhaupt seinen Vortrag mit dem sinngemäßen Statement ein: "Es ist alles entschieden, ein 
Bürgerbegehren kann es nicht mehr geben". Im Januar 2014 wurde dann unerwartet deutlich, dass die 
Stadtverordneten doch noch ihre Zustimmung zum Bau der Windkraftanlagen geben müssen. Die 
Entscheidung über die vorzeitige Rodung kam nicht zustande, da das Anbieterkonsortium aufgund des 
öffentlichen Drucks den Antrag zurück gezogen hat. Eine Entscheidung für das Projekt wurde vertagt. 
Nun fragt man sich, was sollte mit der Novemberaussage, alles sei entschieden, erreicht werden? 
Sollte damals der deutlich werdende Widerstand in der Bevölkerung im Keim durch eine falsche 
Aussage erstickt werden? 
Von Beginn an forderten die Gegner des Windkraftprojektes eine Offenlegung der Verträge mit Süwag 
/ juwi. Spätestens seit der Stadtverordnetensitzung am 18.2. wurde für die 400 anwesenden Bürger 
deutlich, dass selbst den Stadtverordneten der Inhalt des Gestattungsvertrages nicht bekannt war. In 
der Folge argumentierte Herr Hoffmann, dass ein Ausstieg aus dem Vertrag die Stadt Millionen kosten 
würde. Diese Aussage kann niemand überprüfen, da der Vertrag noch immer unter strengem 
Verschluss gehalten wurde. Da die Stadt keine Transparenz zeigt, drängt sich der Verdacht auf, dass 
der Vertrag Schwächen aufweist, die es zu verheimlichen gilt. 
Als Folge dieser Mauer des Schweigens formierte sich Anfang März die Initiative Pro Naturpark mit 
dem Ziel für ein  Bürgerbegehren. Sehr schnell waren die erforderlichen 10% der Stimmen 
einsammelt. Als noch gar keine inhaltliche Formulierung vorlag, sprach Herr Hoffmann diesem 
Begehren bereits die Rechtmäßigkeit ab und kündigte sein Veto für den Fall einer Zustimmung durch 
die Stadtverordneten an.  
Überraschend stieg Süwag am Dienstag letzter Woche aus dem Windkraftprojekt aus. Das Statement 
unseres Bürgermeisters lautete eindeutig: „Wir haben das Ganze im Doppelpack gekauft, und da wir 
jetzt nur noch einen Partner haben, ist die Sache für uns erledigt. Wir sehen das Projekt als Paket an, 
bei dem der regionale Versorger, die Süwag, für uns der wichtigere, weil bekanntere Parameter 
gewesen ist". Auch der Stadtverordnetenvorsteher Bellino erklärte, dass das Projekt in Neu-Anspach 
für ihn nun gestorben sei. 
Einen Tag später, nach dem Herr Hoffmann und juwi sich beraten hatten, sieht alles ganz anders aus! 
Offensichtlich lautete juwis Beratungsvorschlag, die Bürger zu "befragen", was in Rheinland Pfalz auch 
möglich ist. 
Nun, wissen alle, ich habe mich ja selber mit an die Spitze des Bürgerbegehrens der Pro Naturpark 
Initiative in Neu-Anspach gestellt. Und es ist klar, dass die Fragestellung des Bürgerbegehrens in die 
gleiche Richtung zielt, wie die vom Bürgermeister angeregte "Bürgerbefragung" – allerdings mit dem 
Unterschied, dass eine "Bürgerbefragung" durch die Stadt in Hessen nach der Hessischen 
Gemeindeordnung (HGO) weder vorgesehen noch zulässig ist. 
Was passiert hier gerade? Ein Bürgerbegehren hat ein rechtlich einklagbares Ergebnis im Gegensatz 
zu einer informellen, anonymen und manipulierbaren "Bürgerbefragung" z.B. über das Internet. Es 
scheint, als fürchte Herr Hoffmann unser Bürgerbegehren wie der Teufel das Weihwasser. Nur ein 
Bürgerbegehren ist die einzig richtige Vorgehensweise! 
Auch juwi ist hier sehr wohl mit Hinterlist am Werk. Eine Bürgerbefragung durch juwi soll Objektivität 
bringen. Wohl kaum! Es wäre der Bock zum Gärtner gemacht.  
Wenn die Meinung der Bürger wirklich einen Einfluss haben soll, so muss die Stadt bis zum 28.3. 2014 
beim RP in Darmstadt die Zustimmung zum Bau der Anlagen verweigern – ansonsten kann das RP 
die Zustimmung als gegeben voraussetzen. Jeder beliebige Interessent könnte dann die 
Genehmigung von juwi erwerben und die Stadt geht leer aus. Welch eine Blamage. Es ist mir unklar, 
ob unsere Stadtverordneten sich dessen bewusst sind – ich denke nicht. 

Sehr fragwürdig ist das Verhalten unseres Herrn Bürgermeisters in jedem Fall. Alle Randbedingungen 
zur Auflösung des Vertrages mit juwi haben sich durch den Süwag-Ausstieg positiv verändert: keine 



Millionenverluste für die Stadt, ein Vertrag ohne Vertragsgrundlage, das Bürgerbegehren, welches die 
Aufarbeitung des Gestattungsvertrages bedeuten würde nach dessen Kündigung vom Tisch – Herr 
Bürgermeister, welche Machenschaften sind hier noch im Gange? 
Mein Appell an die Entscheidungsträger ist klar und deutlich: Verweigern sie die Zustimmung für das 
RP vor dem 28.3. und sollte weiterhin eine Mehrheit in ihren Reihen für das Windkraftprojekt 
vorherrschen, lassen sie das Bürgerbegehren der Pro Naturpark Initiative mit allen Konsequenzen zu. 
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